
Die profanierte Kirche Maria Königin in Pallien soll zu einem Wohnhaus umgebaut werden. FOTO: CHRISTIANE WOLFF

TRIER (red) Die 5. Kammer des Ver-
waltungsgericht Trier hat den Eilan-
trag des Enkels und Alleinerben des 
Architekten der ehemaligen Kirche 
Maria Königin in Trier-Pallien gegen 
eine denkmalschutzrechtliche Ge-
nehmigung für den Umbau und die 
Umnutzung des vorgenannten Kul-
turdenkmals abgelehnt.

Die Kirche war 1957/58 nach Plä-
nen eines Trierer Architekten aus 
Rotsandstein mit überwiegend ge-
schlossenen Fassaden errichtet 
worden und ist in der Liste der Kul-
turdenkmäler eingetragen. 2016 er-
folgte die Profanierung. Wegen Ein-
sturzgefahr des Daches wurde das 
Kirchengebäude in der Folgezeit ge-
sperrt.

Eine Projektgesellschaft plant 
nun den Umbau sowie die Umnut-
zung der ehemaligen Kirche zu ei-
nem Wohnhaus mit 16 bis 17 Wohn-
einheiten und beantragte die dazu 
erforderliche denkmalschutzrecht-
liche sowie die erforderliche Bauge-
nehmigung. Im April 2020 erteilte 
die zuständige untere Denkmal-
schutzbehörde der Stadt Trier unter 
Auflagen die denkmalschutzrechtli-

che Genehmigung. Gegen diese er-
hob der Antragsteller Widerspruch. 
Zudem stellte er  im Dezember 2020 
einen Eilantrag.

Der Enkel und Alleinerbe des Ar-
chitekten hat zur Begründung sei-
nes Eilrechtsschutzbegehrens die 
unverhältnismäßige Beeinträchti-

gung der geistigen Schöpfung sei-
nes Großvaters geltend gemacht; 
das auf ihn als Alleinerbe überge-
gangene Urheberrecht drohe durch 

die geplante Bauausführung unter-
zugehen.

Die Richter lehnten den Antrag 
ab, da dieser unzulässig sei. Dem 
Antragsteller fehle es an der erfor-
derlichen Antragsbefugnis, weil 
er keine Verletzung in eigenen öf-
fentlich-rechtlichen Rechtspositi-
onen geltend machen könne.  Auf 
die komme es jedoch an. Der An-
tragsteller berufe sich auf das Urhe-
berpersönlichkeitsrecht, damit auf 
ein privates Recht. Das Denkmal-
schutzrecht vermittele jedoch kei-
nen Drittschutz zugunsten anderer 
Personen als des Denkmaleigentü-
mers. Der Antragsteller könne hin-
gegen einen möglichen  Urheberan-
spruch vor Zivilgerichten geltend 
machen.
Gegen die Entscheidung steht dem 
Beteiligten innerhalb von zwei Wo-
chen die Beschwerde an das Ober-
verwaltungsgericht Rheinland-Pfalz 
zu

Im Juni 2020 wurde die Baugen-
ehmigung für das Projekt in Pallien 
erteilt. Dagegen hat der Eigentümer 
eines an das Kirchengrundstück an-
grenzenden Grundstücks Wider-
spruch erhoben und einen Eilantrag 
gestellt. Über den ist noch nicht ent-
schieden.

TRIER-PFALZEL Der Streit um Stra-
ßenbaubeiträge in Trier ist noch 
nicht beigelegt. Im Gegenteil: Nach-
dem in Trier-Pfalzel nach langer und 
erbittert geführter Diskussion die 
Kosten für den 2,5 Millionen teu-
ren Ausbau der Eltzstraße auf wie-
derkehrende Beiträge umgestellt 
worden sind, hagelt es nun Wider-
sprüche gegen die Kostenbescheide.

„Wir haben 2000 Bescheide ver-
schickt“, berichtete am Dienstag-
abend die Leiterin des Amtes Stadt-
Raum, Christine-Petra Schacht, im 
digitalen Ausschuss III des Trierer 
Stadtrats. „Wir haben 535 Wider-
sprüche und jede Menge Nachfra-
gen per Mail bekommen.“ Drei Be-
scheide hätten sich erledigt, zehn 
Widersprüche seien inzwischen zu-
rückgenommen worden. Mindes-
tens 160 Betroffene ließen sich von 
einem Anwalt vertreten, was nun 
überprüft werden müsse.

Es geht um 950 000 Euro, die ur-
sprünglich von den 48 Anliegern der 
Eltzstraße bezahlt werden sollten. 
Der jeweilige Betrag variierte nach 
Grundstücksgröße und Geschoss-
zahl des Gebäudes. Auch betag-
te Anwohner und Familien sollten 
teilweise mit fünfstelligen Beiträ-
gen belastet werden. Ein Unterneh-
mer erhielt für sein Grundstück so-
gar einen Kostenvoranschlag über 
320 000 Euro. Nach heftigen Dis-
kussionen im Ortsbeirat hatte der 
Stadtrat kurz vor Weihnachten 2019 
schließlich mit deutlicher Mehrheit 
für den Wechsel auf wiederkehren-
de Beiträge im gesamten Stadtteil 
votiert.

Der erfolgreiche Protest in 
Trier-Pfalzel gegen hohe Einmal-
beiträge und die hohe öffentli-
che Aufmerksamkeit dafür über 
die Grenzen der Stadt hinaus trug 
auch zu der Entscheidung der Lan-
desregierung Anfang 2020 bei:  Ab 
diesem Jahr sollen die Haus- und 
Wohnungseigentümer eines gan-
zen Stadtbezirks für den Aus-  und 
Neubau von Straßen zur Kasse ge-
beten werden. Eine Übergangspha-
se gilt bis Ende 2023.

Für die Grundstückeigentümer 
der Benediktinerstraße (Trier-
Nord) und Am Pfahlweiher (Feyen/
Weismark), die ebenfalls massiv 
protestierten, kam diese Entschei-
dung zu spät. Sie müssen für den 
Ausbau ihrer Straße nach dem al-
ten Prinzip zahlen. Auch von dort 
hagelte es Widersprüche gegen die 
Kostenbescheide. Doch die mehr 
als 500 Proteste aus Pfalzel sind
ein Rekord.

„Wir werden nun jeden einzel-
nen Widerspruch überprüfen und 
die Gegenargumentation vorberei-
ten“, heißt es dazu von der Verwal-
tung. Amtsleiterin Schacht ist zu-
versichtlich: „Wir fühlen uns auf 
der sicheren Seite.“ Danach hätten
die Betroffenen erneute eine Frist
von drei Wochen. Komme es dann 
nicht zu einer Einigung, werde das 
Rechtsamt der Stadt aktiv. Für die
Widerspruchsführer würde dann 
eine Kostenbeteiligung von min-
destens 90 Euro fällig. Der nächs-
te Verfahrensschritt wäre die Klage 
am Verwaltungsgericht. „Für uns ist 
die hohe Zahl der Einsprüche eine 
neue Erfahrung“, sagt die Amtsleite-
rin. Eine Kollegin der Verwaltung sei 

ausschließlich damit betraut. „Wir 
sind gespannt, was da noch auf uns 
zukommt.“ Zum Vergleich nennt sie 
den Ausbau der Wege in Mariahof, 

der ebenfalls über wiederkehrende 
Beiträge abgerechnet wird. Bei 1000 
Bescheiden habe es dort 1000 Wi-
dersprüche gegeben.
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Produktion dieser Seite:
Sabine Ganz

„..., weil ich einen der schönsten 
Arbeitsplätze in ganz Trier habe: in 
den Römerbauten des Zentrums 
der Antike.“

Helga Hemmerling (54), Trier-
Nord, ist Liegenschafts-Mitarbei-
terin der Generaldirektion Kul-
turelles Erbe (GDKE) und unter 
anderem an den Kassen von Porta 
Nigra, Kaiserthermen, Amphithe-
ater und den Thermen am Vieh-
markt im Einsatz.  (rm.)

ICH FREUE MICH ...

Helga
Hemmerling.
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Nach Amokfahrt: 
Pollerkonzept wird
nochmal überprüft
TRIER (r.n.) Die Stadt Trier lässt den 
Entwurf für ihr Pollerkonzept noch
einmal von externen Experten über-
prüfen. Das hat Baudezernent An-
dreas Ludwig am Dienstagabend auf
Anfrage der SPD-Fraktion in einer
Ausschusssitzung mitgeteilt. „Das ge-
schieht auch mit Blick auf die Amok-
fahrt vom 1. Dezember“, so Ludwig.
Sobald die Ergebnisse der Überprü-
fung vorliegen, soll im zuständigen
Ausschuss erneut darüber beraten
und ein Beschlussvorschlag für den 
Stadtrat vorbereitet werden. Der soll
nach Aussage von Dezernent Ludwig 
noch im ersten Quartal des Jahres vor-
gelegt werden. Er bestätige auch Ge-
spräche mit dem Innenministerium 
in Mainz über eine finanzielle För-
derung. Diese sei in Aussicht gestellt 
worden.

Die Stadt Trier plant die Regulierung 
der Zu- und Abfahrt zur Fußgängerzo-
ne mit halbautomatischen und fest in-
stallierten Pollern. Nach dem bisheri-
gen Konzept sollen acht versenkbare 
Poller die Ein- und Ausfahrt außerhalb
der gesetzlichen Lieferzeit (werktags
19 bis 11 Uhr) versperren. An sechs
Straßen und Gassen wäre tagsüber 
keine Zufahrt möglich, sondern nur 
noch die Ausfahrt. In der Jesuitenstra-
ße ist ein manuell bedienbarer Poller
vorgesehen. Und die Straßen Sieh um 
Dich, Jakobsspitälchen, Stockstraße 
und Moselstraße würden dauerhaft
für Fahrzeuge gesperrt. Das wilde Par-
ken und Befahren der Fußgängerzone
außerhalb der Lieferzeiten soll durch
die festen und mobilen Sperren in Zu-
kunft verhindert werden. Die Installa-
tion von Hochsicherheitspollern war 
aus Kostengründen bislang abgelehnt
worden. Die Amokfahrt in der Trierer
Fußgängerzone mit fünf Toten und
25 Verletzten am 1. Dezember hat der
Diskussion darüber mehr Dringlich-
keit verliehen. Das Land hatte wenige
Tage nach der Tat in Aussicht gestellt, 
die Installation von Pollern in Innen-
städten zu unterstützen.

Margarete und Johann Aubart 
aus Trier haben in dieser Woche 
ihre diamantene Hochzeit gefei-
ert. Die beiden Jubilare hoffen, 
dass die Corona-Pandemie bald 
überwunden wird, damit sie wie-
der nach Japan in die Trierer Part-
nerstadt Nagaoka reisen können. 
Johann Aubart ist Präsident der 
Deutsch-Japanischen Gesellschaft 
Trier, Präsidiumsmitglied des 
Post-Sportvereins Trier und Refe-
rent für Jugend im Trierer Stadt-
lauf.

Es gratulieren zwei Kinder und 
vier Enkelkinder, alle Verwand-
ten und Bekannten und wünschen 
den beiden Jubilaren noch vie-
le gemeinsame Jahre im Kreis ih-
rer Familie.

GLÜCKWUNSCH!

Kleingärtnerverband
anders erreichbar
TRIER (red) Der Stadtverband Trier der TRIER (red) Der Stadtverband Trier der TRIER
Kleingärtner hat seine Geschäftsstel-
le in der Nikolausstraße 8 bis auf Wei-
teres geschlossen. Für Fragen, Mittei-
lungen und Anliegen aller Art bleibt 
der Verband aber erreichbar per
E-Mail an info@kleingarten-trier.de
sowie per Telefon 0178/4515713 oder
0651/5618252 (Geschäftsführer Wil-
li Eichhorn). 

Weitere Informationen im Internet unter
www.kleingarten-trier.de

Kostenloser
Online-Babykurs 
mit Austausch
TRIER (red) Das Familienzentrum in 
Trier e.V. (Balduinstraße 6 im Haus 
der Familie) bietet  einen Babykurs 
für Familien mit Babys ab drei  Mo-
naten online über Zoom an.
Der Kurs enthält viele Anregungen 
zu Themen wie Babymassage, Sing- 
und Bewegungsspiele und Spielide-
en mit Alltagsmaterialien.
Darüber hinaus wird ein Erfah-
rungsaustausch ermöglicht.
Der  Kurs findet unter Leitung von 
Siggi Merten ab dem 25. Januar bis 
zum 1. Februar  immer montags 
um 10 Uhr  statt. Die Teilnahme ist 
kostenlos. Alle weiteren Informa-
tionen und Zugangsdaten erhal-
ten die Teilnehmer  per E-Mail: fa-
zit-trier@t-online.de

Beiträge für Straßenausbau: 
Hunderte Widersprüche aus Pfalzel
Nachdem im Streit
um die Eltzstraße die 
Beitragsatzung 
geändert wurde, kehrt 
keine Ruhe ein. 535 
Bürger wollen nicht 
oder weniger bezahlen.

VON RAINER NEUBERT

In Rheinland-Pfalz tragen die 
Kommunen auch in Zukunft die 
Kosten für den Bau und die Erneu-
erung von Gemeindestraßen. Sie 
sind dazu verpflichtet, die Anlie-
ger an diesen Kosten zu beteiligen. 
Dies geschieht derzeit entweder in 
Einmalbeiträgen, bei denen aus-
schließlich die anliegenden Grund-
stücks- und Wohnungseigentümer 
herangezogen werden. 
Die Alternative sind wiederkeh-
rende Beiträge, die ab 2021 als 
Maßstab gelten sollen. Der Kosten-
anteil der Anlieger wird dabei auf 
alle Grundstücks- und Wohnungsei-
gentümer in einem klar abgegrenz-
ten Abrechnungsbezirk verteilt. Die 
Formel für die Berechnung der in-
dividuellen Summe berücksichtigt 

zum Beispiel Grundstücksgröße, 
Etagenzahl und Wohnungsgrößen. 
Anders als bei den Einmalbeträ-
gen werden bei wiederkehrenden 
Beiträgen jeweils die angefallenen 
Kosten in einem Kalenderjahr in 
Rechnung gestellt. Wer bereits Ein-
malbeiträge bezahlt hat, wird bis zu 
zehn Jahre nach der Zahlung von 
weiteren Beitragszahlungen ver-
schont.
Unterschieden werden muss zwi-
schen Sanierung, Neubau und Er-
neuerungen. Bürger müssen Bei-
träge nur bei Erneuerung und beim 
Neubau zahlen. Bei Landes- und 
Bundesstraßen werden die Anlieger 
nur an Gehwegen und Beleuchtung 
beteiligt. Sanierungen und auch die 
Tiefbauarbeiten – wenn zum Bei-
spiel Kanäle oder Leitungen verlegt 
werden müssen – übernehmen wei-
terhin die zuständigen Werke.

In diesen Fällen müssen 
die Anlieger zahlen

INFO

Groß war der Protest der Eltzstraßen-Anwohner in Vor-Corona-Zeiten gegen die hohen Anliegerkosten für den Ausbau der Stra-
ße. Nach der Umstellung auf wiederkehrend Beiträge hagelt es nun Widersprüche aus ganz Pfalzel. FOTO: RAINER NEUBERT

Eilantrag gegen Kirchenumbau in Trier-Pallien gescheitert
Projektgesellschaft plant Umnutzung zu einem Wohnhaus mit 16 bis 17 Wohneinheiten.

Montag Engpass
am Pacelliufer
TRIER (red) Aufgrund von Baum-
pflegearbeiten kommt es am Mon-
tag, 25. Januar, zu einem Engpass 
am Pacelliufer. Zwischen 8 und 10 
Uhr ist zwischen der Konrad-Ade-
nauer-Brücke und der Hohenzol-
lernstraße der rechte Fahrstreifen 
in Richtung Innenstadt gesperrt. 
Während der Sperrung gilt in die-
sem Abschnitt Tempo 30. Das teil-
te die Stadt mit.

Informatik
für Berufstätige
TRIER (red) Berufstätige, die im neuTRIER (red) Berufstätige, die im neuTRIER -
en Jahr das Fernstudium Informatik 
an der Hochschule Trier absolvieren
möchten, haben jetzt noch die Chan-
ce, sich bis zum 31. Januar zu bewer-
ben: Das zfh (Zentrum für Fernstu-
dien im Hochschulverbund) hat die 
Anmeldefrist verlängert und nimmt 
Online-Bewerbungen für viele wei-
terbildende Fernstudiengänge noch 
an: www.zfh.de/anmeldung
Der Masterfernstudiengang Infor-
matik richtet sich an Quereinstei-
ger/-innen mit informatikfernem 
Erststudium und an Interessierte
ohne Studium.
Bewerbungen unter www.zfh.de/an-
meldung/ 
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Kommentar des Bürgervereins Pfalzel e. V. 
 

Über 500 Widersprüche gegen die ersten Bescheide über Ausbaubeiträge zur 
Eltzstraße in Pfalzel. Damit sind mehr als 25 % der Betroffenen nicht mit der 
Vorgehens- und Abrechnungsweise des Baudezernates einverstanden. Insoweit 
fühlen wir uns bestätigt, dass wir uns seit Beginn der Diskussion um die 
Kostenexplosion - in erster Linie verursacht durch eine unberechtigte und zudem 
fehlerhafte Abstufung der Kreisstraße K 13 sowie einer jahrelangen Verschleppung 
der Maßnahme durch die Stadt Trier - intensiv mit dem Baudezernat auseinander 
gesetzt haben.  

Das Dezernat hat sich - wie bekannt - keinen Millimeter weit bewegt und war nicht 
einmal bereit, gesetzlich vorgesehene Spielräume zugunsten der Anlieger auszu-
schöpfen. So verwundert es auch nicht, dass sich die Leiterin des neuen Amtes 
StadtRaum auch heute noch auf der sicheren Seite wähnt.  

Widerspruchsführer, die schon Begründungen eingereicht haben, werden in einem 
kurzen Schreiben des Amtes informiert, dass die Gründe nicht greifen und man dem 
Widerspruch nicht abhelfen werde. Die Rücknahme einiger Widersprüche wird wohl 
darauf zurückzuführen sein, dass manche Empfänger davon ausgingen, dies sei 
bereits eine Ablehnung ihres Rechtsmittels. Dabei ist es nur eine unverbindliche 
Äußerung der gleichen Stelle, die die Bescheide erlassen hat und die - angesichts 
der Vorgeschichte - auch nicht anders zu erwarten war. 

Das Einräumen einer Frist zur Rücknahme des Widerspruchs wurde verbunden mit 
der kaum versteckten Drohung, dass sonst eine "kostenpflichtige Entscheidung" des 
Stadtrechtsausschusses zu erwarten sei. Richtig ist, dass bei Aufrechterhaltung des 
Widerspruchs der Rechtsausschuss eine Entscheidung herbeiführen wird. Ob und 
inwieweit diese dann kostenpflichtig ist, hängt davon ab, wie sie ausfallen wird. Und 
das entscheidet nicht mehr das Baudezernat. Wer Recht bekommt, trägt auch keine 
Kosten. Bei teilweiser Stattgabe fallen Kosten auch nur teilweise an.  

Die Kosten richten sich nach einer Gebührentabelle, abhängig von einem Streitwert 
und einem mit der Bearbeitung verbundenen Verwaltungsaufwand. Die Tabelle 
beginnt mit 40 € bei einem Streitwert bis zu 150 € und einem geringen Aufwand. Der 
von Frau Schacht gegenüber dem TV genannte "Mindestbetrag" von 90 € kann mal 
wieder als Nebelkerze eingestuft werden. Dieser Betrag fällt bei einem Streitwert von 
300 € und einem mittleren Aufwand oder bei 500 € und einem geringen Aufwand nur 
dann an, wenn der Widerspruch komplett verworfen wird. Und der Streitwert ist 
lediglich der Betrag, um den man seinen Kostenanteil mindern möchte.  

Wie Redakteur Neubert auf 950.000 € kommt, um die es hier geht, ist nicht 
nachzuvollziehen. Schon für das erste Jahr 2019 werden 726.106,98 € auf Pfalzeler 
Bürger umgelegt. Der Beitrag für 2020 wird sehr wahrscheinlich höher sein. Und 
auch für 2021 ist mit der Abrechnung von Restkosten zu rechnen. 

Schon jetzt kann man sagen, dass sich die Hoffnung des Herrn Dezernenten nicht 
erfüllt hat, nach der Umstellung auf wiederkehrende Beiträge würde man sich mit 
vergleichsweise niedrigen Kostenbeteiligungen im Einzelfall abfinden.  
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